


























EINLEITUNG























Ein neuer Begriff macht in Österreich die Runde: das Öko-Audit oder Umwelt-Audit wird in Kreisen der Wirtschaft heftig diskutiert.


Das vorliegende Skriptum behandelt das Öko-Audit-System, welches auf Grundlage der 





Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 des Rates vom 29. Juni 1993 über die freiwillige Beteiligung gewerblicher Unternehmen an einem Gemeinschaftssystem für das Umweltmanagement und die Umweltbetriebsprüfung 





geschafften wird.

















Das übergeordnete Ziel ist die Schaffung eines Systems der Europäischen Gemeinschaft  (EG) für den betrieblichen Umweltschutz. Demgemäß sprechen wir in Folge von EMAS, abgeleitet von der englischen Bezeichnung "environmental management and audit scheme". Die EG-Verordnung soll in Folge mit EMAS-V bezeichnet werden.








�
1. DIE EMAS-VERORDNUNG














Die "Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 des Rates vom 29. Juni 1993 über die freiwillige Beteiligung gewerblicher Unternehmen an einem Gemeinschaftssystem für das Umweltmanagement und die Umweltbetriebsprüfung" (EMAS-Verordnung) ist am 13. Juli 1993 in Kraft getreten. Nach Artikel 21 der Verordnung hat sie mit 10. April 1995 in den EU- und EWR-Mitgliedstaaten volle Gültigkeit erlangt.





Wesentliche Kernelemente der EMAS-V lassen sich bereits aus ihrem Titel ablesen:





sie richtet sich an gewerbliche Unternehmen. Art. 2 in der EMAS-V bezeichnet als "gewerbliche Tätigkeit" jene, die unter die Abschnitte C und D der statistischen Systematik der Wirtschaftszweige in der EG fallen (die Systematik wird als "NACE Rev. l" bezeichnet). Hinzu kommen die Erzeugung von Strom, Gas, Dampf und Heißwasser sowie Recycling, Behandlung, Vernichtung oder Endlagerung von festen oder flüssigen Abfällen. 





Das Gemeinschaffssystem (EMAS) behandelt





Umweltmanagement und


Umweltbetriebsprüfung (hiermit ist das eigentliche „Öko-Audit“ angesprochen).


Die Beteiligung an dem System ist freiwillig!





Die EMAS-Verordnung entstand unter der Leitidee des „sustainable development“, wie es im 5. EG-Umweltaktionsprogramm verankert ist (frei übersetzt als „dauerhafte und umweltgerechte Entwicklung“).





Als sogenanntes „soft-law“ wird damit an die Eigenverantwortung der Untemehrnen für den Umweltschutz appelliert (Freiwilligkeit).





Im Vordergrund der EMAS-V stehen daher „die Verhütung, die Verringerung und, soweit möglich, die Beseitigung der Umweltbelastung insbesondere an ihrem Ursprung auf der Grundlage des Verursacherprinzips sowie eine gute Bewirtschaftung der Rohstoffquellen und der Einsatz von sauberen oder saubereren Technologien.“








Ziel des Systems





ist nach Artikel 1 (2) der EMAS-V die Förderung der kontinuierlichen Verbesserung des betrieblichen Umweltschutzes im Rahmen der gewerblichen Tätigkeiten durch:





Festlegung und Umsetzung standortbezegener Umweltpolitik, -programme und -managementsysteme durch die Unternehmen;


systematische, objektive und regelmäßige Bewertung der Leistung dieser Instrumente;


Bereitstellung von Informationen über den betrieblichen Umweltschutz für die Öffentlichkeit.





�
Die Teilnahme an EMAS ist freiwillig, die teilnehmenden Unternehmen in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union und des EWR unterwerfen sich aber den Bestimmungen aus der Verordnung, die in jedem Mitgliedstaat einheitlich sind, und den speziellen Bestimmungen des jeweiligen Mitgliedstaats, in dem sich der Unternehmensstandort befindet.


Werden diese erfüllt, erhält das Unternehmen eine Teilnahmeerklärung über die erfolgreiche EMAS-Teilnahme mit dem Sternenkranz der EU.


Die Integration des Umweltschutzes in unternehmerisches Handeln ist nicht nur bei Großunternehmen, sondern gerade auch für kleine und mittlere Unternehmen wichtig. Vorausschauender Umweltschutz dient der Langzeitsicherung des Unternehmens und des Standortes.Umweltorientierte Unternehmensführung ist innovativ, denkt in die Zukunft und stellt alte Lösungen in Frage. In der Erkenntnis, daß auch die Umwelt ein begrenzter Produktionsfaktor ist, gleichbedeutend neben den Faktoren Arbeit und Kapital, ist ein umweltbewußt geführtes Unternehmen bereit, neue, zukunftsträchtige Wege zu gehen.





Betrachtet man die Dynamik, die in den 80er Jahren betriebliche Qualitätssicherungssysteme ausgelöst haben, so ist vergleichsweise zu erwarten, daß eine Teilnahme an dem EMAS-System der EU hinsichtlich der wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Unternehmen, aber auch zu Behörden, wesentlich an Bedeutung gewinnen wird. Ebenso wird die Öffentlichkeit ein gesteigertes Interesse an den Umweltschutzleistungen von Betrieben zeigen. Selbst wenn sich vorerst überwiegend große Unternehmen beteiligen, wird sich voraussichtlich eine Art Nachzieheffekt für Klein- und Mittelbetriebe einstellen.














�
2. DAS ÖSTERREICHISCHE GESETZ (UGStVG)

















Obwohl die EMAS-Verordnung unmittelbar in allen betroffenen Mitgliedstaaten gültig ist, bedarf es zur einzelstaatlichen Ausführung in Österreich einer genaueren Regelung. Diese wird in Österreich mit dem Umweltgutachter- und Standorteverzeichnisgesetz (UGStVG) getroffen.





§ l des UGStVG nennt als Ziel des Gesetzes die Erlassung folgender begleitender Regelungen zur EMAS-V:





Zulassung von Umweltgutachtern und Aufsicht über die Umweltgutachter


Führung eines Verzeichnisses eingetragener Standorte


besondere Verwaltungsabgaben für die Zulassung von Umweltgutachtern und für die Standorteintragung





Das folgende Kapitel gibt einen kleinen Einblick in die Zulassung der Umweltgutachter.





Die Voraussetzungen für eine Erweiterung der teilnahmeberechtigten Sektoren finden sich in Artikel 14 der EMAS-V und in § 20 des UGStVG. In einer Entschließung des Nationalrats vom 27. April 1995 wurde das Bundesministerium für Umwelt ersucht, möglichst rasch diese Voraussetzungen in Anspruch zu nehmen und die Anwendung der EMAS-Verordnung auf Dienstleistungsbetriebe auszuweiten. Eine versuchsweise Erweiterung wird in Österreich so bald wie möglich stattfinden. Im Vorfeld dazu wurden Arbeitsgespräche mit Vertretern aus den Wirtschaftssparten Handel, Tourismus, Verkehr/Transportwesen, Banken/Versicherungen und Bauwesen geführt. Das Bundesministerium für Umwelt wird die Kriterien für eine probeweise Anwendung der Bestimmungen der EMAS-Verordnung auf diese Branchen ausarbeiten, ein entsprechender Verordnungsentwurf zum UGStVG wird gegen Jahresende 1995 vorbereitet.





Das UGStVG ist mit 1. Oktober 1995 in Kraft getreten (622. Bundesgesetz, ausgegeben arm 12. September 1995).





�
3. ZUGELASSENER UMWELTGUTACHTER














Der zugelassene Umweltgutachter ist eine vom Unternehmen unabhängige Person oder Organisation, die gemäß Artikel 6 der EMAS-V und den jeweiligen einzelstaatlichen Bestimmungen in einem Mitgliedstaat zugelassen wird. Eine Liste der zugelassenen Umweltgutacher wird im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht.





Über die Aufgaben der Umweltgutachter wird im Abschnitt 5.8 zur Gültigkeitserklärung der Umwelterklärung berichtet.





Das Zulassungsverfahren wird in Österreich mittels Umweltgutachter- und Standorteverzeichnisgesetz (UGStVG) geregelt. Gemäß § 8 des UGStVG ist die Zulassungsstelle in Österreich der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten als Akkreditierungsstelle des Bundes. Der Zulassungsbescheid wird gemeinsam vom Bundesminister für Umwelt und dem Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten erteilt.





In allen Mitgliedstaaten des EMAS können alle Umweltgutachter tätig werden, die als solche in einem Mitgliedstaat zugelassen sind. Gem. § 12 UGStVG unterliegen sie bei einer Tätigkeit in Österreich der Aufsicht durch die Zulassungsstelle.





Die fachliche Kompetenz und die Unabhängigkeit der Umweltgutachter sind maßgeblich für die Glaubwürdigkeit des Gemeinschaftssystems und die Akzeptanz sowohl bei den Unternehmen wie auch in der Öffentlichkeit.





Die genauen Anforderungen für die Zulassung von Umweltgutachtern und die Aufsicht über deren Tätigkeit sind im UGStVG festgelegt. Einige Kriterien werden hier auszugsweise genannt:





Umweltgutachter müssen die für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderliche Fachkunde, Unabhängigkeit und integrität besitzen (§ 3 UGStVG).





Die erforderliche Fachkunde wird nachgewiesen durch eine geeignete abgeschlossene Hochschulbildung, einschlägige berufliche Kenntnisse und Erfahrungen und eine positive Beurteilung der Fachkunde (§ 4 (1) UGStVG) durch Sachverständige im Rahmen der Zulassung.





Die inhaltlichen Anforderungen für die Beurteilung der Fachkunde werden zum Teil nur durch den Bundesminister für Umwelt, zum Teil gemeinsam mit dem Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten festgelegt. Jene Verordnung nach § 4 Abs. 8 UGStVG, mit welcher die nähere Regelung für die Beurteilung der Fachkunde, insbesondere betreffend die Beurteilungskriterien und den Ablauf erlassen wird, befindet sich derzeit in Ausarbeitung.





§ 24 des UGStVG regelt die Übergangsbestimmungen; Die Beurteilung der Fachkunde durch Sachverständige wird dadurch für das erste halbe Jahr nach Inkrafttreten des Gesetzes ausgesetzt und erfolgt auf Grund von schriftlichen Unterlagen. Die erforderliche Fachkunde nach § 4 Abs. 6 ist jedoch innerhalb eines Jahres ab der Zulassung nachzuweisen.





Eine geeignete abgeschlossene Hochschulbildung wird durch den Abschluß eines Studiums der folgenden Hochschulstudienrichtungen nachgewiesen:





Technische Studienrichtungen, Naturwissenschaftliche Studienrichtungen, Sozial- und Wirtschaftswissenschaflliche Studienrichtungen, Rechtswissenschaftliche Studienrichtung, Medizinische Studienrichtung, Studienrichtungen an der Universität fir Bodenkultur Wien, Studienrichtungen an der Montanuniversität Leoben oder ein studium irregulare als Verbindung von Fachgebieten im Rahmen der obenstehend angeführten Studienrichtungen (§ 4 (2) UGStVG).





Dem Erfordernis des erfolgreichen Abschlusses eines Hochschulstudiums entsprechen auch ein Abschluß eines Fachhochschul-Studienganges oder eine Berufspraxis als Ingenieur oder Diplom-HTL-Ingenieur im Ausmaß von insgesamt mindestens fünf Jahren (§ 4 (3) UGStVG).


�
4. DIE NOTWENDIGEN SCHRITTE FÜR DAS UNTERNEHMEN














Zunächst wird eine unternehmens- bzw. standortspezifische Umweltpolitik festgelegt und eine erste Umweltprüfung durchgeführt. Aufgrund der Ergebnisse der Umweltprüfung wird ein Umweltprogramm erstellt und mit dessen Umsetzung begonnen. Parallel zur Umsetzung des Umweltprogramms wird ein Umweltmanagementsystem aufgebaut.





Die Umsetzung des Umweltprogramms und die Wirksamkeit des Umweltmanagements werden dann durch regelmäßige Umweltbetriebsprüfungen analysiert und beurteilt.





Aufgrund der Ergebnisse der Umweltbetriebsprüfungen werden auf höchster dafür geeigneter Managementebene Ziele festgelegt und die Umweltpolitik / das Umweltprogramm gegebenenfalls so abgeändert, daß eine angemessene kontinuierliche Verbesserung des betrieblichen Umweltschutzes erreicht werden kann.





Nach der Umweltprüfung und jeder Umweltbetriebsprüfung erstellt das Unternehmen eine Umwelterklärung zur Unterrichtung der Öffentlichkeit. Die Umwelterklärung wird von einem zugelassenen Umweltgutachter zusammen mit der Umweltpolitik, dem Umweltprogramm, dem Umweltmanagementsystem, dem Umweltprüfungs- bzw, dem Umweltbetriebsprüfungsverfahren auf Übereinstimmung mit der EMAS-V geprüft und gegebenenfalls für gültig erklärt. Danach kann die Umwelterklärung der zuständigen Stelle übermittelt werden, die den Standort in eine Liste einträgt und ihm eine Registernummer zuteilt. Die Unternehmensleitungen werden durch die zuständige Stelle unverzüglich davon verständigt.











4.1. Umweltpolitik











Das Unternehmen erklärt in Forrn einer standortspezifischen Umweltpolitik seine Grundsätze zum Umweltschutz und deren Verankerung in den Unternehmensgrundsätzen. Die Umweltpolitik beruht auf den "guten Managementpraktiken" (EMAS-V) und wird von der höchsten Managementebene des Unternehmens festgeschrieben. Die Umweltpolitik sollte spätestens nach der Umweltprüfung erstmals schriftlich fixiert und nach jeder Umweltbetriebsprüfung überarbeitet werden.





Über die Einhaltung der einschlägigen Umweltvorschriften hinaus bezweckt die Umweltpolitik eine stetige Verbesserung des betrieblichen Umweltschutzes. Die Verpflichtungen müssen darauf abzielen, die Umweltauswirkungen in einem solchen Umfang zu verringern, wie es sich mit der wirtschaftlich vertretbaren Anwendung der besten verfügbaren Technik erreichen läßt (EVABAT - economically viable application of best available technology.).


(EMAS-V, Art. 3 a)


Die Umweltpolitik wird den Beschäftigten des Unternehmens mitgeteilt und der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Es sollte ein offener Dialog mit der Öffentlichkeit geführt werden.


4.2. Umweltprüfung














Die in der Umweltpolitik festgeschriebenen Gesamtziele gilt es zu konkretisieren. Aber bevor dies geschehen kann, braucht der Betrieb genaue Informationen über den betrieblichen Ist-Zustand. Um einen Überblick über das Spektrum betrieblicher Auswirkungen auf die Umwelt zu erhalten, werden zunächst einmal alle betrieblichen Inputs (z.B. Ressourceneinsätze) und Outputs (z.B. Emissionen) erhoben und registriert. Betriebe mit mehr als 100 Beschäftigten sind bereits zur Erstellung eines Abfallwirtschaftskonzepts verpflichtet, welches sich gut als Ausgangsbasis für die Erhebung des Ist-Zustands eignet.





Zur besseren Übersichtlichkeit empfiehlt sich die Darstellungsform der Ökobilanz. In einem weiteren Schritt werden die Auswirkungen auf die Umwelt bewertet. Mit Hilfe der Bewertung können Schwachstellen identifiziert und der Handlungsbedarf im Vergleich mit den Soll-Vorgaben aus der Umweltpolitik aufgezeigt werden. Daraus werden die Ziele sowie Schwerpunktbereiche und Prioritäten für das Umweltprogramm des Unternehmens abgeleitet.











4.3. Umweltprogramm














Auf Basis der Ergebnisse der Umweltprüfung erstellt das Unternehmen ein Umweltprogramm. Dieses Umweltprogramm beschreibt die quantitativ bestimmten und mit Zeitvorgaben versehenen Umweltziele, z.B. Einsparung von Energie um 10% in den nächsten 3 Jahren, und die zur Erreichung dieser Ziele geplanten Maßnahmen und Tätigkeiten. Darüber hinaus werden im Umweltprogramm bereits die Verantwortlichen für die Umsetzung der Maßnahmen und die zur Verfügung stehenden Mittel festgelegt. Damit befindet man sich schon an der Schnittstelle zum Umweltmanagementsystem.











4.4. Umsetzung des Umweltprogramms














Im Verlauf der nächsten Wochen und Monate werden die Maßnahmen aus dem Umweltprogramm umgesetzt. Dies kann parallel zum Aufbau des Umweltmanagement geschehen. Falls kein oder kein vollständiges Umweltmanagement in dem Unternehmen vorhanden ist, kann dessen Aufbau auch Teil des Umweltprogramms sein.











�
4.5. Aufbau des Umweltmanagementsystems














Das eigentliche Umweltmanagementsystem läßt sich in die Bereiche Organisation und Personal, Aufbauorganisation und Ablauflkontrolle sowie Dokumentation gliedern.





Organisation und Personal





Dazu gehören im einzelnen die Entwicklung bzw. Bereitstellung der notwendigen Umweltschutzorganisation und des Personals. Ein Vertreter der Unternehmensleitung wird zuständig für den Umweltschutzbereich. Verantwortlichkeiten, Befugnisse und Beziehungen zwischen den Beschäftigten in Schlüsselfunktionen werden genau festgelegt. Das Personal wird geschult und bei allen Beschäftigten wird das Umweltbewußtsein gefördert.





Aufbauorganisation und Ablaufkontrolle 





Eine weitere wichtige Aufgabe verkörpert die Aufbau- und Ablaufkontrolle. Es werden die betrieblichen Organisationsstrukturen aufgebaut und Ablaufverfahren festgelegt. Diese Regelungen werden kontrolliert und bei Nichteinhaltung korrigiert. Dazu gehören z.B.


Regelungen der Zuständigkeiten, Regelungen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, die Beseitigung von Abfällen oder Einkaufsrichtlinien.





Dokumentation





Die erforderlichen Dokumentationen umfassen das Umweltrnanagementsystem wie auch die Erhebung und Bewertung der umweltrelevanten Daten. Zur Darstellung des Managementsystems gehören die Umweltpolitik, die Ziele und Maßnahmen, die Schlüsselfunktionen und verantwortlichkeiten sowie sonstige organisatorische Regelungen. Die Dokumentation beinhaltet auch die zugehörigen Datenquellen, die Datengüte, die Rechenarten und Bewertungsmethoden.





























�
4.6. Umweltbetriebsprüfung














Für eine erstmalige Beteiligung am Gemeinschaftssystem ist eine Umweltprüfung erforderlich. In Folge werden wiederkehrende Umweltbetriebsprüfungen durchgeführt. Die interne Umweltbetriebsprüfung wird durch Betriebsprüfer des Unternehmens oder für das Unternehmen tätige externe Personen oder Organisationen durchgeführt. Umweltbetriebsprüfer müssen von den Tätigkeiten, die sie kontrollieren ausreichend unabhängig sein. Das Unternehmen überprüft mit Hilfe der Umweltbetriebsprüfung regelmäßig die Wirksamkeit des Umweltmanagementsystems für die Umsetzung der betrieblichen Umweltpolitik. Die Durchführung erfolgt erstmals, wenn ein Umweltmanagement aufgebaut ist und Erfahrungen aus der Umsetzung des Umweltprogramms vorliegen. Nach der Durchführung der Umweltbetriebsprüfung schließt sich ein "Regelkreis", indem die Erkenntnisse direkt in die Umweltpolitik des Unternehmens einfließen und entsprechende Korrekturen erfolgen und die Schritte erneut durchgeführt werden (siehe folgende Abbildung).








�





Abbildung: Betriebsinterne Vorgangsweise nach der EMAS-Verordnung als Regelkreis dargestellt





Der dargestellte Ablauf ist in der EMAS-V vorgegeben und prinzipiell fiir alle Unternehmen anwendbar, unabhängig von ihren Standorten, ihrer Größe und ihrer Branche.





�
4.6.1 Ziele der Umweltbetriebsprüfung








Bei der Durchführung der Umweltbetriebsprüfungen ist:





eine Bewertung des bestehenden Umweltmanagementsystems vorzunehmen,


festzustellen, inwieweit das Umweltmanagement geeignet ist, die vorgegebene Umweltpolitik zuverlässig umzusetzen,


festzustellen, inwieweit das Unternehmen die im Rahmen seiner Umweltpolitik formulierten Ziele erfüllt, was auch eine Prüfung der Übereinstimmung mit den einschlägigen Umweltvorschriften einschließt,


zu prüfen, ob das Unternehmen bei der Umsetzung der umweltorientierten Unternehmenspolitik - soweit wirtschaftlich vertretbar - die bestverfügbare Technik einsetzt.





Das Unternehmen führt die Umweltbetriebsprüfung je nach Notwendigkeit, aber in Abständen von längstens drei Jahren durch.





4.6.2. Ausführende Personen und MitteI








Umweltbetriebsprüfungen werden von Personen oder Personengruppen durchgeführt, die über die erforderlichen Kenntnisse der zu prüfenden Sektoren und Bereiche, darunter Kenntnisse und Erfahrungen in bezug auf das Umweltmanagement und die technischen, umweltspezifischen und rechtlichen Fragen sowie über eine fundierte Ausbildung und Erfahrung für die spezifische Prüftätigkeit verfügen, um die genannten Ziele zu erreichen. Die Zeit und die Mittel, die für die Prüfung angesetzt werden, müssen dem Umfang und den Zielen dieser Prüfung entsprechen. Bei der Umweltbetriebsprüfung leistet die Unternehmensleitung Hilfestellung.


Die Prüfer müssen von den Tätigkeiten, die sie prüfen, ausreichend unabhängig sein, so daß sie eine objektive und neutrale Bewertung abgeben können. Die Umweltbetriebsprüfung kann sowohl von internem Personal als auch von externen Beratern durchgeführt werden.





4.6.3. Umfang der Umweltbetriebsprüfung








Der Umfang der einzelnen Umweltbetriebsprüfungen sowie gegebenenfalls der eines jeden Abschnitts eines Prüfzyklus muß festgelegt sein. Notwendige Bestandteile einer solchen Festlegung sind:





die erfaßten Bereiche,


die zu prüfenden Tätigkeiten,


die zu berücksichtigenden Umweltstandards,


der in der Umweltbetriebspräfung erfaßte Zeitraum.





Die Umweltbetriebsprüfung umfaßt die Beurteilung der zur Bewertung des betrieblichen Umweltschutzes notwendigen Daten.





�
4.6.4. Vorbereitung der Umweltbetriebsprüfung








Jede Umweltbetriebsprüfung muß vor allem in Hinblick auf folgende Punkte geplant und vorbereitet werden:





alle Beteiligten (Prüfer, Unternehmensleitung sowie das Personal) müssen ihre Rolle und Aufgaben im Rahmen der Umweltbetriebsprüfung verstehen,


es müssen geeignete Mittel zur Durchführung der Umweltbetriebsprüfung bereitgestellt werden.





Zur Vorbereitung gehört auch das Vertrautmachen mit den Tätigkeiten des Unternehmens, dem Umweltmanagementsystem und mit den Feststellungen und Schlußfolgerungen der vorangegangenen Umweltbetriebsprüfungen.





4.6.5. Inhalt und Ablauf der Umweltbetriebsprüfung








Die Tätigkeiten bei der Durchführung der Umweltbetriebsprüfung umfassen Gespräche mit dem Personal, die Untersuchung der Betriebsbedingungen und -ausstattungen, die Prüfung von Archiven, schriftlichen Anweisungen und anderer einschlägiger Dokumente im Hinblick auf die Umweltschutzleistungen des Unternehmens. Dabei wird ermittelt, ob das Unternehmen die geltenden Normen (z.B. Gesetze, Verwaltungsvorschriften, Richtlinien, Genehmigungsauflagen, Durchführungsbestimrnungen, interne Anweisungen) erfüllt und ob das bestehende Umweltmanagementsystem zur Bewältigung der umweltorientierten Aufgaben geeignet ist.





Zur Umweltbetriebsprüfung gehören insbesondere folgende Maßnahmen:





die Kenntnisnahme und Beurteilung der Schwächen und Stärken des Umweltmanagementsystems,


die Erfassung relevanter Nachweise,


die Bewertung der bei der Umweltbetriebsprüfung gemachten Feststellungen,


die Ausarbeitung der Schlußfolgerungen der Umweltbetriebsprüfung,


das Erstellen eines Berichtes über die Feststellungen und Schlußfolgerungen der Umweltbetriebsprüfung.





�
Um die Vorgangsweise zu veranschaulichen, ist sie in der folgenden Abbildung schematisch dargestellt.





�


Abbildung: Schema zur Durchführung von Umweltbetriebsprüfungen


�
Die nachstehenden Gesichtspunkte werden im Rahmen der Umweltbetriebsprüfung behandelt:





Beurteilung, Kontrolle und Verringerung der Auswirkungen der betreffenden Tätigkeiten


auf die verschiedenen Umweltbereiche;


Energiemanagement, Energieeinsparungen und Auswahl von Energiequellen;


Bewirtschaftung, Einsparung, Auswahl und Transport von Rohstoffen;


Wasserbewirtschaftung und -einsparung;


Vermeidung, Recycling, Wiederverwendung, Transport und Endlagerung von Abfällen;


Bewertung, Kontrolle und Verringerung der Lärmbelästigung innerhalb und außerhalb des


Standorts;


Auswahl neuer und Änderung bestehender Produktionsverfahren;


Produktplanung (Design, Verpackung, Transport, Verwendung und Endlagerung);


betrieblicher Umweltschutz und Praktiken bei Auftragnehmern, Unterauftragnehmern und


Lieferanten;


Verhütung und Begrenzung umweltschädigender Unfälle;


besondere Verfahren bei umweltschädigenden Unfällen;


information und Ausbildung des Personals in bezug auf ökologische Fragestellungen;


exteme Information über ökologische Fragestellungen.





4.6.6. Umweltbetriebsprüfungsbericht








Nach jeder Umweltbetriebsprüfung wird von den Prüfern ein schriftlicher Prüfungsbericht er-


stellt, um eine vollständige und förmliche Vorlage der Feststellungen und Schlußfolgerungen


der Umweltbetriebsprüfung sicherzustellen. Der Umweltbetriebsprüfungs-Bericht soll über


Ablauf, Gegenstand und Ergebnisse der Umweltbetriebsprüfung informieren.





Die grundlegenden Ziele eines schriftlichen Betriehsprüfungsberichts bestehen darin,





den von der Betriebsprüfung erfaßten Prüfungsumfang zu dokumentieren;





für die Unternehmensleitung Informationen über den bisher erreichten Grad an Übereinstimmung mit der Umweltpolitik des Unternehmens und die umweltbezogenen Fortschritte am Standort bereitzustellen;





für die Unternehmensleitung Informationen über die Wirksamkeit und Verläßlichkeit


der Regelungen für die Überwachung der ökologischen Auswirkungen am Standort


bereitzustellen;





die Notwendigkeit von gegebenenfalls erforderlichen Korrekturmaßnahmen zu belegen.





Der Bericht wird unter der Aufsicht des leitenden Prüfers erstellt, der für die Richtigkeit und


Vollständigkeit des Berichtes verantwortlich ist. Der Bericht ist zu datieren und vom leitenden


Prüfer zu unterzeichnen. Der Bericht ist der Untemehmensleitung offiziell zu übergeben.


�
4.6.7. Folgemaßnabmen der Umweltbetriebsprüfung








Im Anschluß an die Betriebsprüfung ist die Ausarbeitung und Verwirklichung eines Plans liir geeignete Korrekturmaßnahmen vorzusehen.





Es müssen geeignete Mechanismen vorhanden sein und funktionieren, um zu gewährleisten, daß im Anschluß an die Betriebsprüfungsergebnisse geeignete Folgemaßnahmen getroffen werden. (Anhang II G.)





Dies heißt, daß der schon vorher beschriebene "Regelkreis" in Gang gesetzt und in Gang gehalten werden muß (vgl. Abb.).











4.7. Die Umwelterklärung











Das Unternehmen muß bei der Beteiligung an dem System nach der EMAS-V regelmäßig eine Umwelterklärung veröffentlichen, um zu erläutern, welche Umweltauswirkungen der Betrieb am Standort verursacht und wie die Umweltpolitik, -programme, und -ziele sowie das Umweltmanagementsystem aussehen. Die Umwelterklärung wird vor ihrer Veröffentlichung von einem zugelassenen Umweltgutachter für gültig erklärt.





Pilotprojekte haben gezeigt, daß eine betriebliche Ökobilanz die umweltrelevanten Auswirkungen des Unternehmens strukturiert und vollständig darstellt. Sie bildet dadurch eine gute Grundlage für die Erstellung der Umwelterklärung.





Für jeden an dem System der Gemeinschaft beteiligten Standort wird nach der ersten Umweltprüfung und nach jeder folgenden Bewiebsprüfung oder nach jedem Betriebsprüfungszyklus eine Umwelterklärung erstellt. (Artikel 5 EMAS-V)





In der Zeit zwischen den Umweltbetriebsprüfungen wird jährlich eine vereinfachte Umwelterklärung erstellt (Art. 5 (5)). Ausnahmen von diesem Erfordernis werden in Art. 5 (6) bestimmt.








�
4.7.1. Inhalt der Umwelterklärung








Die Umwelterklärung umfaßt insbesondere





Name und Anschrift des Unternehmens;


eine Beschreibung der Tätigkeiten des Unternehmens an seinem Standort;


eine Beurteilung aller wichtigen Umweltfragen im Zusammenhang mit den betrefflenden Tätigkeiten;


eine Zusammenfassung der absoluten Zahlenangaben über Schadstoffemissionen, Abfallaufkommen, Rohstoff-, Energie- und Wasserverbrauch, Abwasseraufkommen und gegebenenfalls über Lärm und andere bedeutsame umweltrelevante Aspekte wie Bodenbelastungen oder Flächenverbrauch;


sonstige Faktoren, die den betrieblichen Umweltschutz betreffen;


eine Darstellung der Umweltpolitik, des Umweltprogramms und des Umweltmanagements des Unternehmens;


den Termin für die Vorlage der nächsten Umwelterklärung;


Name und Anschrift des zugelassenen Umweltgutachters.





Bei der erstmaligen Erstellung der Umwelterklärung ist zusätzlich eine kurze Beschreibung des Umweltmanagementsystems und eine Beschreibung des festgelegten Umweltbetriebsprüfungsprogramms beizufügen.


In der Umwelterklärung wird auf bedeutsame Veränderungen hingewiesen, die sich seit der vorangegangenen Erklärung ergeben haben. Die Gründe für die Veränderungen werden erläutert und bewertet.








4.7.2. Form der Umwelterklärung








Die Umwelterklärung wird für die Öffentlichkeit verfaßt und in knapper, allgemeinverständlicher Form geschrieben, wobei neben den erbrachten Umweltleistungen auch eventuell vorhandene Schwachstellen genannt werden müssen. Es handelt sich also um eine objektive Beschreibung der Umweltsituation, wobei die Aggregation der Daten nicht dazu führen darf, daß wichtige Aussagen verschleiert werden bzw. umweltrelevante Auswirkungen von Tätigkeiten nicht mehr nachvollziehbar sind. Technische Unterlagen können nur Erläuterung der Umwelterklärung beigefügt werden.





Zur Veranschaulichung von umweltrelevanten Sachverhalten sollte eine graphische Aufbereitung der Daten angestrebt werden. Auch Abfallwirtschaftskonzepte bilden eine gute Grundlage für die Erstellung von Umwelterklärungen.








�
4.8. Gültigkeitserklärung








Für die Teilnahme am System nach der EMAS-Verordnung ist es erforderlich, daß ein zugelassener Umweltgutachter die erstellte Umwelterklärung zusammen mit der Umweltpolitik, dem Umweltprogramm, dem Umweltmanagementsystem, der Umweltprüfung oder dem Umweltbetriebsprüfungsverfahren auf Übereinstimmung mit der EMAS-V prüft.





Die Umwelterklärung wird dabei unter folgenden Gesichtspunkten geprüft:





Zuverlässigkeit und Plausibilität der Daten und Informationen;


angemessene Berücksichtigung aller wichtigen Umweltfragen in der Umwelterklärung.





Wenn


die Umweltpolitik im Einklang mit den einschlägigen Vorschriften der EG-Verordnung Nr. 1836/93 (EMAS-V) festgelegt wurde,


die Umweltprüfung bzw. Umweltbetriebsprüfung in technischer Hinsicht zufriedenstellend ist,


in dem Umweltprogramm alle bedeutsamen Fragestellungen angesprochen werden,


das Umweltmanagementsystem die Anforderungen des Anhangs I der EMAS-Verordnung erfüllt und


die Umwelterklärung sich als genau, hinreichend detailiert und mit den Anforderungen der EMAS-Verordnung vereinbar erweist,





dann erklärt der Umweltgutachter die Erklärung für gültig.





Falls der zugelassene Umweltgutachter Mängel feststellt, erörtert er die erforderlichen Änderungen mit der Unternehmensleitung. Er schlägt die erforderlichen Maßnahmen vor und erklärt die Erklärung erst für gültig, nachdem die Mängel abgestellt wurden.








�


Abbildung: Darstellung einer Teilnahmeerklärung
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4.9. Eintragung des Standorts








Das Unternehmen beantragt die Eintragung des betreffenden Standorts in das Standorteverzeichnis bei der zuständigen Stelle (dem Umweltbundesamt) unter Befolgung der Bestimmungen aus Anhang V der EMAS-V und der Regelung nach UGStVG.





Die zuständige Stelle trägt den Betrieb in das Standorteverzeichnis ein, wenn eine von einem Umweltgutachter für gültig erklärte Umwelterklärung vorliegt, glaubhaft gemacht ist, daß der Standort alle Bedingungen der EMAS-V erfüllt, insbesondere jene des Anhangs I, und die festgesetzte Eintragungsgebühr entrichtet wurde. Der Eintragung im Standorteverzeichnis wird eine Register-Nummer zugeteilt.





Nachdem die zuständige Stelle eine für gültig erklärte Umwelterklärung und die gegebenenfalls zu entrichtende Eintragungsgebühr für einen Standort erhalten hat und glaubhaft gemacht ist, daß der Standort alle Bedingungen dieser Verordnung erfüllt, trägt sie diesen in ein Verzeichnis ein und teilt ihm eine Nummer zu. Die Unternehmensleitung des Standorts wird davon unterrichtet.





Der Betrieb darf jetzt die Teilnahmeerklärung (Abb. 3) in seiner Geschäftspost oder zur Kennzeichnung des Betriebsstandortes verwenden. Eine Verwendung im Zusammenhang mit Produkten, Erzeugnissen oder Verpackungen ist nicht gestattet.





Nach § 18 des UGStVG ist die für gültig erklärte Umwelterklärung längstens innerhalb von drei Monaten nach dem Einlangen der Verständigung über die Eintragung im Standorteverzeichnis der Öffentlichkeit mitzuteilen.











�
5 NORMEN











Auch auf der internationalen Ebene finden Anstrengungen für Instrumente des betrieblichen Umweltschutzes ihren Niederschlag. Ein wichtiger Teil davon sind Normen. Derzeit befinden sich folgende Normen der ISO (Intemational Standards Organisation) in Ausarbeitung:








ISO 14000 " Environmental Management Systems - General Guidelines on Principles, Systems acid Supporting Techniques" („Umweltmanagementsysteme; Leifaden zu Umweltmanagement-Grundsätzen, -Systemen und -Hilfsinstrumenten“)





ISO 14001 "Environmental Management Systems - Specification with guidance for use" („Umweltmanagementsysteme; Anforderungen und Leitfaden“)





ISO 14010 "Guidelines for environmental auditing - General principles of environmental auditing"





ISO 14011/1 "Guidelines for environmental auditing - Audit procedures - part 1:


Auditing of environmental management systerns"





ISO 14012 "Guidelines for environmental auditing - Qualification criteria for environmental auditors"





ISO 14031 "Environmental Performance Evaluation"





ISO 14050 "Environmental management - Vocabulary"








Die Normen 14000 und 14001 können voraussichtlich Anfang 1996 fertig sein, die Norm 14031 vielleicht bis Ende 1996. Wann die übersetzten Normentwürfe in Österreich verfügbar sind, erfahren Sie am einfachsten über das Österreichische Normungsinstitut (ON), Heinestraße 38, Postfach 130, 1021 Wien (Tel. : 0222 / 213 00).





�
Die EMAS-Verordnung sieht im Art. 12 die Anerkennung von Normen vor. Um eine EU-weite Vereinheitlichung zu erreichen, muß diese Anerkennung im Ausschuß nach Art. 19 EMAS-V abgestimmt werden. Im Unterschied m den beschriebenen Normentwürfen kann jedoch die EMAS-V bereits jetzt schon direkt im Betrieb umgesetzt werden.





Daraus ergeben sich folgende Vorteile für die Unternehmen durch eine Teilnahme an EMAS:





die EMAS-V ist bereits gültig und wird sich nicht mehr ändern


die Umsetzung der EMAS-V wird europaweit einheitlich gestaltet


für die Zulassung der Umweltgutachter gibt es eine klare gesetzliche Regelung (Unabhängigkeit, Glaubwürdigkeit)


die Umwelterklärung bildet einen wesentlichen Bestandteil der EMAS-V und schafft Vertrauen in der Öffentlichkeit und im Umgang mit Behörden


die Teilnahmeerklärung des EMAS ist das von der Öffentlichkeit und von staatlicher Seite anerkannte, qualitativ hochwertige, europäische Emblem


die Überlegungen, teilnehmende Betriebe bei der Vergabe öffentlicher Aufträge besonders zu berücksichtigen, gelten derzeit nur für das EMAS


für Betriebe, die sich an EMAS beteiligen, gibt es eine Förderungsaktion des Bundesministeriums für Umwelt


�
6. DIE EMAS-VERORDNUNG











Zielsetzung der EMAS-Verordnung











Der EMAS-Verordnung zugrunde liegt die Überzeugung, daß "die Industrie Eigenverantwortung für die Bewältigung der Umweltfolgen ihrer Tätigkeiten trägt" und daher ein von der Firma selbst zu gestaltendes Konzept zur Minimierung der Umwelteinwirkungen notwendig ist.





Wesentliche Zielsetzung dieses aktiven Konzeptes ist die kontinuierliche Verbesserung des betrieblichen Umweltschutzes. Dies soll dadurch gewährleistet werden, daß in den Unternehmen durch das Umweltmanagementsystem (UMS) ein interner Regelkreis aufgebaut wird, der die Setzung und Bearbeitung umweltbezogener Ziele garantiert. Die Erreichung dieser Ziele bzw. die Leistung des UMS wird dabei einer regelmäßigen und systematischen Bewertung und Überprüfung unterzogen.





Über die freiwillige Beteiligung der Unternehmen an diesem Gemeinschaftssystem für das Umweltmanagement und die Umweltbetriebsprüfung wurde ein Instrument geschaffen, das keinen Zwang, sondern eine Motivation für die betroffene Zielgruppe darstellt. Die Beteiligung an der EG-EMAS-VO bringt dem Unternehmen daher nicht nur innerbetrieblichen Nutzen, sondern bietet ihm auch die Möglichkeit, sich erfolgreich vom Mitbewerber zu differenzieren.


�
Bausteine der EMAS-Verordnung











Einleitung











Neben der EG-EMAS-Verordnung, nach der Unternehmen ab April 1995 begutachtet


werden können, gibt es noch die in Großbritannien und in den Niederlanden angewandte britische Norm BS 7750 und die gerade in Entwicklung befindliche ISO 14.000 Serie,


die voraussichtlich im Sommer 1996 in der endgültigen Form vorliegt.





Gemeinsam ist den drei Systemen die Zielsetzung, mit dem Aufbau eines Managementsystems einen internen Regelkreis zu schaffen, der zur kontinuierlichen Verbesserung des betrieblichen Umweltschutzes eines Unternehmens führt.











Warum ein Umweltmanagementsystem?











Bei der Behandlung von Umweltproblemen wird häufig noch die Ansicht vertreten, daß


regelmäßige Messungen, Kontrollen und Behandlungen der Emissionen hinreichende


Lösungsansätze der Problematik sind. Dies spiegelt sich auch oft in einer grenzwert


und auflagenorientierten Umweltgesetzgebung wieder.





Durch den Einsatz von Umweltmanagementsystemen soll hingegen ein System installiert werden, mit dessen Hilfe ein Betrieb bestehende und mögliche Umweltprobleme


durch regelmäßige Kontroll- und Prüfmechanismen selbst erkennt, analysiert und Verbesserungsmaßnahmen einleitet. Zielsetzung ist es hierbei die Umweltsituation nicht


durch externe Kontrollen zu verbessern. Vielmehr soll durch den Betrieb selbst ein System implementiert und aufrechterhalten werden, das möglichst früh Schwachstellen erkennt und Fehler zu vermeiden hilft. Von externer Stelle wird hauptsächlich die Funktion jenes "Umweltsicherungssystems" überprüft.





Zentrales Element von Managementsystemen sind die eine ständige Verbesserung steuernden Regelkreise. Sie finden sich in unterschiedlichsten Dimensionen, mit verschiedenen Inhalten und verschiedenen Akteuren. Gemeinsam ist ihnen jedoch der prinzipielle Ablauf:





Festsetzen von Zielen und Maßnahmen





Umsetzung der geplanten Maßnahmen





Überprüfung der Umsetzung der Maßnahmen





Evaluierung und Reaktion auf die neue Situation








In der Praxis läuft dieser Regelkreis wie folgt ab: Wenn ein Fehler auftritt (z.B. ein Chemikalienunfall), reicht es nicht aus, diesen zu beheben. Es muß auch überlegt werden, welche Verbesserungs- oder Vorbeugemaßnahmen getroffen werden können und wie diese umzusetzen sind. Bei der Auditierung wird dann überprüft, ob die Maßnahmen auch tatsächlich verwirklicht wurden und den gewünschten Effekt brachten. Weiters ist zu berücksichtigen, ob das Umweltgefährdungspotential tatsächlich beseitigt werden konnte oder ob weitere Maßnahmen notwendig sind.





Der Begriff des ,,Öko-Audits" hat seinen Ursprung in den USA, wo bereits um 1970


entsprechende Managementsysteme von Unternehmen eingesetzt wurden. Anfängliches


Ziel dieser Audits war die Einhaltung und Dokumentation der immer umfangreicherer


werdenden Umweltgesetzgebung (,,compliance audits“). Mit der Zeit wurde dieses Managementinstrument jedoch weiterentwickelt und zusätzlich für eine interne Schwachstellenanalyse und zur internen Revision adaptiert (,,management audits").





Im Zuge dieser Entwicklung wurden u.a. von der Internationalen Handelskammer (ICC)


Grundsätze über die Anforderungen an solche Audits festgelegt. Um einen zumindest


EU-weiten einheitlichen Rahmen zu schaffen erstellte die EU-Kommission 1992 einen


Vorschlag einer Verordnung für ein Öko-Audit-System, 1993 trat diese Verordnung in


Kraft.





Hiermit gibt es erstmals ein System, daß neben der Festlegung von Anforderungen an ein Umweltmanagementsystem auch eine Verifizierung der Audit-Ergebnisse durch einen externen Gutachter und eine Veröffentlichung der Ergebnisse in Form eines Umweltberichtes vorsieht.











Schnittstellen ISO 9000 und EMAS-VO











Unternehmen, die bereits Erfahrung im Bereich des Qualitätsmanagements nach ISO


9000 haben, wird die Einführung eines Umweltmanagementsystems in der Regel leichter fallen, da sie bereits über Erfahrungen beim Aufbau eines dokumentierten Managementsystems verfügen. In der betrieblichen Praxis haben daher momentan in der Mehrzahl jene Unternehmen Interesse an der Einführung eines UMS, die bereits über ein Qualitätsmanagementsystem verfügen. Es ist jedoch durchaus auch der umgekehrte Weg, nämlich erst ein UMS einzuführen und es später in Richtung Qualität zu erweitern, oder die parallele Einführung beider Systeme möglich.


Jene Unternehmen, die bereits über ein Qualitätsmanagementsystem verfügen bzw. dieses parallel aufbauen wollen, müssen in einem ersten Schritt klären, ob für das UMS ein eigenes Handbuch erstellt werden soll oder ob die vorhandene Dokumentation um die Umweltaspekte erweitert werden soll. Dabei ist zu berücksichtigen, daß durch ein UMS auch Bereiche dokumentiert werden, die in der Qualitätsdokumentation nicht beschrieben sind, wodurch in jedem Fall zusätzliche Dokumente zu erstellen sind.





Qualitäts- und Umweltmanagement dürfen nicht als zwei getrennte Systeme im Umternehmen gesehen werden, denn beide verfolgen letztlich das selbe Ziel: nämlich bereits vor dem Ergreifen von Maßnahmen die Konsequenzen des Handelns auf nachfolgende Prozesse zu berücksichtigen. 


In der betrieblichen Praxis ist die Integration von Qualitäts- und Umweltaspekten in ein Managementsystem durchaus sinnvoll. Eine gemeinsame Dokumentation führt eher zu einer Lösung von Zielkonflikten zwischen Qualitäts- und Umweltaspekten als eine getrennte. Weiters sollte berücksichtigt werden, daß ein großer Teil der Anweisungen beider Systeme dieselben Personen betrifft, und es daher eine wesentliche Vereinfachung der Dokumentation


und Handhabung ist, beide Aspekte in einer einzelnen Anweisung zu integrieren. Im Rahmen der im vorliegenden Projekt durchgeführten Fallbeispiele hat sich interessanterweise gezeigt, daß zwischen der Erstellung einer betrieblichen Ökobilanz und dem Qualitätsmanagementsystem kaum Berührungspunkte bestehen.











�
Systemeinführung











Die Einführung eines Managementsystems (siehe folgende Abbildung) muß sich an den Bedürfnissen des Unternehmens orientieren. Wie die Ökobilanz sind Umweltmanagementsysteme eine Querschnittsmaterie, die alle Unternehmensbereiche betrifft.





Umweltmanagement ist mit Qualitätsmanagement auch in dieser Hinsicht vergleichbar, und der Aufbau eines entsprechenden Systems ist ähnlich aufwendig.





Der Schlüsselfaktor zur erfolgreichen Einführung sind die Mitarbeiter des Unternehmens. Sie müssen letztlich mit dem System leben und sich an den erarbeiteten Anweisungen und Verfahren orientieren. Die Einführung eines UMS muß sich daher an den zeitlichen Ressourcen der Mitarbeiter orientieren und den Grad an bereits bestehendem Problembewußtsein der Mitarbeiter berücksichtigen. Ein System kann daher nicht von außen in Form eines Standardhandbuchs auf das Unternehmen aufgesetzt werden, sondern muß nach den Bedürfnissen der Mitarbeiter gestaltet und von den Mitarbeitern getragen werden.





Einführung von Umweltmanagementsystemen





�





Abbildung: Regelkreis Einführung von UMS





Wesentlich ist hierbei auch, daß die Verantwortung für ein derartiges System von der obersten Leitung eines Unternehmens unterstützt wird, damit das Umweltmanagementsystem nicht nur auf dem Papier besteht, sondern auf allen Ebenen tatsächlich gelebt wird.











�
Umweltpolitik











Die Festlegung der Umweltpolitik steht am Anfang der Einführung eines betrieblichen Umweltmanagementsystems und hat eine zentrale Rolle:





sie bringt die vom Unternehmen selbst auferlegten Verpflichtungen gegenüber


der Öffentlichkeit, den Kunden und den eigenen Mitarbeitern zum Ausdruck;





sie faßt die Leitlinien des Handelns im Umweltbereich zusammen und dient damit


auch als Grundlage für die Festlegung von Umweltzielen für das Unternehmen;





sie ist als Orientierungshilfe für alle Mitarbeiter unabdingbar, da sie Rahmenbedingungen klar vorgibt.





Inhaltlich sind in der EG-Verordnung einige fachliche Schwerpunkte enthalten, die bei der Erstellung der Umweltpolitik diskutiert und in die Politik aufgenommen werden sollten. Die Einhaltung der bestehenden gesetzlichen Richtlinien (Gesetze, Verordnungen, Bescheide usw.) und der Wille zur ständigen Verbesserung des betrieblichen Umweltschutzes mit der besten verfügbaren Technik im Rahmen der wirtschaftlichen Möglichkeiten sind die wichtigsten Eckpfeiler der Umweltpolitik. Sie wird auf der höchsten Managementebene schriftlich festgelegt und in regelmäßigen Zeitabständen überarbeitet.





Die Umweltpolitik des Unternehmens beruht auf den in Anhang1/D der EMAS-VO unter dem Titel ,,Gute Managementpraktiken" festgelegten Inhalten:





Bei den Arbeitnehmern wird auf allen Ebenen das Verantwortungsbewußtsein für


die Umwelt gefördert.





Die Umweltauswirkungen jeder neuen Tätigkeit,jedes neuen Produktes und jedes


neuen Verfahrens werden im Voraus beurteilt





Die Auswirkungen der gegenwärtigen Tätigkeiten auf die lokale Umgebung werden


überwacht und alle bedeutenden Auswirkungen dieser Tätigkeit auf die Umwelt im


allgemeinen werden geprüft.





Es werden die notwendigen Maßnahmen ergriffen, um Umweltbelastungen zu vermeiden bzw. zu beseitigen und, wo dies nicht zu bewerkstelligen ist, umweltbelastende Emissionen und das Abfallaufkommen auf ein Mindestmaß zu verringern und die Ressourcen zu erhalten; hierbei sind möglichst umweltfreundliche Technologien zu berücksichtigen.





Es werden notwendige Maßnahmen ergriffen, um unfallbedingte Emissionen von Stoffen oder Energie zu vermeiden.





Es werden Verfahren zur Kontrolle der Übereinstimmung mit der Umweltpolitik festgelegt und angewandt; sofern diese Verfahren Messungen und Versuche erfordern, wird für die Aufzeichung und Aktualisierung der Ergebnisse gesorgt.





Es werden Verfahren und Maßnahmen für die Fälle festgelegt und auf dem neuesten Stand gehalten, in denen festgestellt wird, daß ein Unternehmen seine Umweltpolitik oder Umweltziele nicht einhält.





Zusammen mit den Behörden werden besondere Verfahren ausgearbeitet und auf dem neuesten Stand gehalten, um die Auswirkungen von etwaigen unfallbedingten Ableitungen möglichst gering zu halten. 





Die Öffentlichkeit erhält alle Informationen, die zum Verständnis der Umweltauswirkungen und der Tätigkeit des Unternehmens benötigt werden; ferner sollte ein offener Dialog mit der Öffentlichkeit geführt werden.





Die Kunden werden über die Umweltaspekte im Zusammenhang mit der Handhabung, Verwendung und Endlagerung der Produkte des Unternehmens in angemessener Weise beraten.





Es werden Vorkehrungen getroffen, durch die gewährleistet wird, daß die auf dem Betriebsgelände arbeitenden Vertragspartner des Unternehmens die gleichen Umweltnormen anwenden wie es selbst.





Diese Auflistung zeigt deutlich, wie umfassend die bei der lmplementierung eines UMS zu berücksichtigenden Aspekte sind, und wie weit der Interpretationsspielraum in Bezug auf das Ausmaß und die Tiefe der Behandlung dieser Aspekte ist.











�
Die erste Umweltprüfung











Die erste Umweltprüfung ist eine lst-Zustands Analyse der Umweltsituation eines Unternehmens. Laut Anhang I/C der EG-Verordnung sind dabei die folgenden Punkte zu


berücksichtigen:





Beurteilung, Kontrolle und Verringerung der Auswirkungen der betreffenden Tätigkeit auf die verschiedenen Umweltbereiche





Energiemanagement, Energieeinsparung und Auswahl der Energiequellen





Bewirtschaftung, Einsparung, Auswahl und Transport von Rohstoffen; Wasserbewirtschaftung und Einsparung





Vermeidung, Recycling, Wiederverwendung, Transport und Endlagerung von Abfällen





Bewertung, Kontrolle und Verringerung der Lärmbelästigung innerhalb und außerhalb des Standortes





Auswahl neuer und Änderung bei bestehenden Produktionsverfahren





Produktplanung (Design, Verpackung,Transport, Verwendung und Endlagerung)





betrieblicher Umweltschutz und Praktiken bei Auftragnehmern, Unterauftragnehmern und Lieferanten





Verhütung und Begrenzung umweltschädigender Unfälle





besondere Verfahren bei umweltschädigenden Unfällen





Information und Ausbildung des Personals in bezug auf ökologische Fragestellungen





externe Information über ökologische Fragestellungen
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Im Rahmen der ersten Umweltprüfung müssen daher alle umweltrelevanten Aspekte in


einem Betrieb erhoben werden und in Hinblick auf eine Verbesserung der betrieblichen


Umweltleistung bewertet werden. Die erste Umweltprüfung umfaßt zwei große Bereiche.





Im technischen Teil werden ,,Umweltdaten" wie Energiebedarf, Emissionsströme,


Verbrauchsdaten usw. erhoben und überprüft. Die EMAS-VO regelt weder den Umfang


noch die erforderliche Detailliertheit dieser ersten Umweltprüfung. In der betrieblichen Praxis schwankt der Umfang dieser ersten lst-Zustandsanalyse daher erheblich.





Im verfahrensorientierten Teil wird die Anwendung von Methoden oder Verfahren


(z.B.,,Welche Kriterien finden bei der Auswahl von Rohstoffen Berücksichtigung?"


oder ,,Wie ist die Kontrolle der Auswirkungen auf verschiedene Umweltbereiche organisiert?") entsprechend der oben angeführten zwölf Punkte überprüft. Die Umweltprüfung ist eine günstige Gelegenheit, die unterschiedlichen Daten - die oft auch in unterschiedlichen Abteilungen des Unternehmens gesammelt werden - zusammenzufassen.





Dies gilt auch für alle bereits im Unternehmen bestehenden Verfahren, die mit Umweltschutz beziehungsweise den überprüften Gebieten zu tun haben. So gibt es im Betrieb meist eine ganze Anzahl an formellen und informellen Kriterien, die beispielsweise beim Einkauf eines Produktes oder bei anderen betrieblichen Abläufen berücksichtigt werden. Werden diese Kriterien und Verfahren bereits während der Umweltprüfung erfaßt, ist die Erarbeitung von neuen Verfahren und Instruktionen zu einem späteren Zeitpunkt - nämlich bei der Definition von verantwortlichkeiten und Abläufen einfacher.








Umweltprogramm








Auf Basis der Umweltpolitik und der Ergebnisse der Umweltprüfung wird ein Umwelt


programm erstellt. Dieses umfaßt die Definition von Umweltzielen und die Festlegung


jener Maßnahmen, die zur Erreichung der Ziele ergriffen werden sollen.





Umweltziele müssen konkret formuliert werden und mit einer Zeitvorgabe versehen werden. Wichtig ist die, optimalerweise quantitative, Meßbarkeit des Zielerreichungsgrades. Die Formulierung von Umweltzielen sollte nicht nur die in der Umweltprüfung aufgezeigten Schwachstellen betreffen. Ziele dienen auch der Weiterführung bzw. dem Herunterbrechen der Unternehmenspolitik auf eine konkrete Ebene.





Von den jeweils verantwortlichen Mitarbeitern oder der gesamten Projektgruppe werden Maßnahmen definiert, um die Erreichung der einzelnen Ziele zu gewährleisten.





Beachtet werden sollte die klare Trennung von Zielen und Maßnahmen, da es meist mehrere Maßnahmen gibt, die in unterschiedlicher Weise geeignet sind, die Vorgaben zu erreichen. Werden Ziele und Maßnahmen nicht klar genug voneinander getrennt, führt dies leicht dazu, daß zwar Lösungen umgesetzt werden, jedoch unklar bleibt, welches Ziel damit eigentlich erreicht werden sollte. Konsequenz daraus können ineffiziente Lösungen sein, die teuer sind oder nicht zu einer optimalen Verbesserung der Umweltsituation führen. Die Trennung von Zielen und Maßnahmen hilft dabei, Ursache und Wirkung zu erkennen und einen geeigneten Weg zur Problemlösung zu finden.


Managementsystem











Die EG-EMAS-Verordnung ist keine Anforderungsnorm für den strukturierten Aufbau eines Managementsystems. Sie enthält zwar zahlreiche inhaltliche Schwerpunkte, die im Rahmen des Managementsystems geregelt werden müssen, schlägt aber keine Struktur wie die ISO 14.001 oder die ISO 9.001 vor. Es steht dem Unternehmen daher frei, selbst eine geeignete Struktur für die Umsetzung der inhaltlichen Anforderungen zu definieren.





Das Managementsystem ist ein Werkzeug, um die übergeordnete Umweltpolitik im Unternehmen auf allen Organisationsebenen zu implementieren und weiterzuentwickeln. Es regelt organisatorische Zuständigkeiten, schreibt verfahren und Instruktionen fest und dokumentiert die Umweltpolitik sowie die im Rahmen des Umweltprogrammes enthaltenen Ziele und Maßnahmen des Betriebes. Fixiert werden auch die betrieblichen Kontroll- und Informationsinstrumente sowie die Systematisierung sonstiger Dokumente wie Stellenbeschreibungen, Anforderungsprofile, Bestellkriterien, Arbeitsanweisungen usw.





Der erste Schritt beim Aufbau des Managementsystems ist die dokumentierte Festlegung der innerbetrieblichen Organisation, nämlich der Aufbau (Zuständigkeiten) und Ablauforganisation (Abläufe, verfahren, Anweisungen). Es sollte nicht davon ausgegangen werden, daß die Umweltaktivitäten auf einige wenige Mitarbeiter konzentriert werden können. So ist es zum Beispiel zwar sinnvoll, einen Abfallbeauftragten im Unternehmen zu etablieren. Die Verantwortung für die anfallenden Abfälle sollte aber nicht nur von einer Person, sondern von allen Mitarbeitern getragen werden. Nur durch eine Teilung der Verantwortung kann sichergestellt werden, daß sich jeder, bei dem Abfall anfällt, auch selbst um ,,seinen Mist" kümmert.





An der Spitze der Dokumentation des Managementsystems steht das Managementhandbuch, das die wesentlichen lnhalte und Grundzüge beinhaltet. Es sollte so gestaltet sein, daß es zur Information auch an Dritte weitergegeben werden kann. Mit Hilfe von Verfahrensanweisungen werden die internen - meist mehrere Abteilungen betreffenden - Abläufe definiert und beschrieben. Diese Verfahren sollten so gestaltet sein, daß sie für alle Mitarbeiter anwendbar sind und nicht zu übermäßiger Bürokratie führen. Für jene Bereiche, die nur einzelne Abteilungen betreffen - wie zum Beispiel die Definition von Einkaufskriterien - sollten von den betroffenen Mitarbeitern Arbeitsanweisungen oder Instruktionen erarbeitet werden. Diese Arbeitsanweisungen oder Instruktionen stellen gleichzeitig die unterste Detaillierungsebene der Managementdokumentation dar.





Verfügt ein Betrieb bereits über ein dokumentiertes Qualitätsmanagementsystem, können zahlreiche Verfahren und sonstige Dokumente auch für das Umweltmanagementsystem verwendet werden, wodurch nicht das ganze System neu aufgebaut werden muß. Gibt es zum Beispiel bereits ein Bestellverfahren, dann muß es um Umweltaspekte erweitert werden. Diese Veränderungen beziehen sich aber nicht nur auf einzelne Verfahrensanweisungen, sondern auch auf das Handbuch und auf Arbeitsanweisungen. In jenen Bereichen, die vom Qualitätsmanagementsystem nicht erfaßt werden, wie zum Beispiel der Abfallbereich oder der Betrieb von umwelttechnischen Anlagen, müssen neue Verfahrens- und Arbeitsanweisungen erstellt werden.




















Umweltbetriebsprüfung











Die Umweltbetriebsprüfung ist die systematische und regelmäßige Beurteilung des bestehenden Umweltmanagementsystems. Überprüh wird, inwieweit das vorhandene System dazu geeignet ist, die vorgegebene Umweltpolitik zuverlässig umzusetzen und die formulierten Ziele zu erreichen. Eingeschlossen ist die Überprüfung der Übereinstimmung mit den Umweltvorschriften.





Im Rahmen der Umweltbetriebsprüfung werden alle Punkte, die schon Inhalt der Umweltprüfung waren, inhaltlich behandelt. Mittels eines internen Auditplans wird festgelegt, wann welche Unternehmensbereiche auditiert werden sollen. In einem Auditprogramm werden die lnhalte jeder Umweltbetriebsprüfung genau definiert. Auf Basis der Prüfergebnisse findet ein Managementreview statt. Politik, Ziele und Maßnahmen werden überarbeitet und das System den Veränderungen angepaßt. Damit ist derKreis geschlossen und beginnt erneut von vorne.


































































































Umwelterklärung











Ein wichtiger Baustein der EG-EMAS-Verordnung ist die Umwelterklärung. Im Gegensatz zum Qualitätsmanagement richtet sich das Umweltmanagement auch an die Öffentlichkeit. Im Rahmen der EG-EMAS-Verordnung ist für jeden Standort eine eigene Umwelterklärung zu erstellen, die von einem externen, staatlich zugelassenen Umweltgutachter für gültig erklärt werden muß. Sie umfaßt laut Artikel 5(3):





eine Beschreibung der Tätigkeit des Unternehmens am betreffenden Standort





eine Beurteilung aller wichtigen Umweltfragen in Zusammenhang mit dem Standort





eine Zusammenfassung der Zahlenangaben über


Schadstoffemissionen


Abfallaufkommen


Rohstoffverbrauch


Energieverbrauch 


Wasserverbrauch 


gegebenenfalls über Lärm und andere bedeutsame Aspekte





sonstige Faktoren, die den betrieblichen Umweltschutz betreffen





eine Darstellung (für den entsprechenden Standort)


der Umweltpolitik


des Umweltprogramms


des Umweltmanagementsystems





den Termin für die Vorlage der nächsten Umwelterklärung





den Namen des zugelassenen Umweltgutachters








Ein Teil der relevanten Daten, die für die Erstellung der Umwelterklärung benötigt werden, sollten in zahlreichen Betrieben bereits durch das Umweltinformationsgesetz (UIG) der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden. Im UIG wird jedoch eine monatliche Aktualisierung gefordert, während bei der Umwelterklärung eine jährliche Aktualisierung des Datenteils gefordert wird.
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Externe Begutachtung











Wie schon im Qualitätsbereich, soll auch das Umweltmanagementsystem von externen Gutachtern überprüft werden. Während im Normungsbereich (ISO 9000 Serie, ISO 14.000 Serie und BS 7750) von Zertifizierung die Rede ist, wird die externe Auditierung im Rahmen des EG-Öko-Audit-Systems Begutachtung durch den zugelassenen Umweltgutachter genannt. Seine Aufgabe ist insbesondere, das Funktionieren des Managementsystems zu überprüfen und festzustellen ob die internen Umweltbetriebsprüfungsverfahren der EG-EFIAS-VO entsprechen. Im Detail überprüft der zugelassene Gutachter, ob eine Umweltpolitik festgelegt wurde, ein Umweltprogramm und ein Umweltmanagementsystem bestehen und angewandt werden. Zuletzt hat er zu überprüfen, ob die Angaben der Umwelterklärung zuverlässig sind und alle relevanten Umweltfragestellungen enthalten.











Teilnahmeerklärung











Nach positiver Begutachtung muß das Unternehmen die Umwelterklärung an die zuständige Stelle weiterleiten und glaubhaft machen - durch die Erklärung des Umweltgutachters -, daß alle Anforderungen der EG-Öko-Audit-VO erfüllt sind. Die zuständige Stelle trägt den Betrieb in ein Verzeichnis ein und teilt dem Unternehmen eine Registernummer zu. Ein Verzeichnis aller eingetragenen Standorte wird im Amtsblatt der Europäischen Union halbjährlich veröffentlicht. Das Unternehmen erhält das Recht, die Teilnahmeerklärung in der Imagewerbung, nicht aber in der Produktwerbung zu verwenden.
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Kapitel: ÖKO-AUDIT (EMAS) Seite: � SEITE �33�








Auslegung des Systems für den Betrieb ohne ständ
